
RICHTLINIE 2006/114/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 12. Dezember 2006

über irreführende und vergleichende Werbung

(kodifizierte Fassung)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 84/450/EWG des Rates vom 10. Septem-
ber 1984 über irreführende und vergleichende Wer-
bung (3) ist mehrfach und in wesentlichen Punkten
geändert worden (4). Aus Gründen der Übersichtlichkeit
und Klarheit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren.

(2) Die in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften gegen
irreführende Werbung weichen stark voneinander ab. Da
die Werbung über die Grenzen der einzelnen Mitgliedstaa-
ten hinausreicht, wirkt sie sich unmittelbar auf das rei-
bungslose Funktionieren des Binnenmarktes aus.

(3) Irreführende und unzulässige vergleichende Werbung ist
geeignet, zur Verfälschung des Wettbewerbs im Binnen-
markt zu führen.

(4) Die Werbung berührt unabhängig davon, ob sie zum
Abschluss eines Vertrags führt, die wirtschaftlichen Inter-
essen der Verbraucher und der Gewerbetreibenden.

(5) Die Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften über Werbung, die für Unternehmen irrefüh-
rend ist, behindern die Durchführung von
Werbekampagnen, die die Grenzen eines Staates über-
schreiten, und beeinflussen so den freien Verkehr von
Waren und Dienstleistungen.

(6) Mit der Vollendung des Binnenmarktes ist das Angebot
vielfältig. Da die Verbraucher und Gewerbetreibenden aus
dem Binnenmarkt den größtmöglichen Vorteil ziehen
können und sollen, und da die Werbung ein sehr wichti-
ges Instrument ist, mit dem überall in der Gemeinschaft
wirksam Märkte für Erzeugnisse und Dienstleistungen
erschlossen werden können, sollten die wesentlichen Vor-
schriften für Form und Inhalt der Werbung einheitlich sein
und die Bedingungen für vergleichende Werbung in den
Mitgliedstaaten harmonisiert werden. Unter diesen
Umständen sollte dies dazu beitragen, die Vorteile der ver-
schiedenen vergleichbaren Erzeugnisse objektiv herauszu-
stellen. Vergleichende Werbung kann ferner den
Wettbewerb zwischen den Anbietern von Waren und
Dienstleistungen im Interesse der Verbraucher fördern.

(7) Es sollten objektive Mindestkriterien aufgestellt werden,
nach denen beurteilt werden kann, ob eine Werbung irre-
führend ist.

(8) Vergleichende Werbung kann, wenn sie wesentliche, rele-
vante, nachprüfbare und typische Eigenschaften vergleicht
und nicht irreführend ist, ein zulässiges Mittel zur Unter-
richtung der Verbraucher über ihre Vorteile darstellen. Der
Begriff „vergleichende Werbung“ sollte breit gefasst wer-
den, so dass alle Arten der vergleichenden Werbung abge-
deckt werden.

(9) Es sollten Bedingungen für zulässige vergleichende Wer-
bung vorgesehen werden, soweit der vergleichende Aspekt
betroffen ist, mit denen festgelegt wird, welche Praktiken
der vergleichenden Werbung den Wettbewerb verzerren,
die Mitbewerber schädigen und die Entscheidung der Ver-
braucher negativ beeinflussen können. Diese Bedingungen
für zulässige vergleichende Werbung sollten Kriterien
beinhalten, die einen objektiven Vergleich der Eigenschaf-
ten von Waren und Dienstleistungen ermöglichen.

(10) Werden in der vergleichenden Werbung die Ergebnisse der
von Dritten durchgeführten vergleichenden Tests ange-
führt oder wiedergegeben, so sollten die internationalen
Vereinbarungen zum Urheberrecht und die innerstaatli-
chen Bestimmungen über vertragliche und außer-
vertragliche Haftung gelten.

(11) Die Bedingungen für vergleichende Werbung sollten
kumulativ sein und uneingeschränkt eingehalten werden.
Die Wahl der Form und der Mittel für die Umsetzung die-
ser Bedingungen sollte gemäß dem Vertrag den Mitglied-
staaten überlassen bleiben, sofern Form und Mittel noch
nicht durch diese Richtlinie festgelegt sind.

(1) Stellungnahme vom 26. Oktober 2006 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht).

(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 12. Oktober 2006
(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom
30. November 2006.

(3) ABl. L 250 vom 19.9.1984, S. 17. Zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22).

(4) Siehe Anhang I Teil A.
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(12) Zu diesen Bedingungen sollte insbesondere die Einhaltung
der Vorschriften gehören, die sich aus der Verordnung
(EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 20. März 2006 zum
Schutz von geographischen Angaben und Ursprungs-
bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1),
insbesondere aus Artikel 13 dieser Verordnung, und den
übrigen Gemeinschaftsvorschriften im Bereich der Land-
wirtschaft ergeben.

(13) Gemäß Artikel 5 der Ersten Richtlinie 89/104/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken (2)
steht dem Inhaber einer eingetragenen Marke ein
Ausschließlichkeitsrecht zu, das insbesondere das Recht
einschließt, Dritten im geschäftlichen Verkehr die Benut-
zung eines identischen oder ähnlichen Zeichens für iden-
tische Produkte oder Dienstleistungen, gegebenenfalls
sogar für andere Produkte, zu untersagen.

(14) Indessen kann es für eine wirksame vergleichende Wer-
bung unerlässlich sein, Waren oder Dienstleistungen eines
Mitbewerbers dadurch erkennbar zu machen, dass auf eine
ihm gehörende Marke oder auf seinen Handelsnamen
Bezug genommen wird.

(15) Eine solche Benutzung von Marken, Handelsnamen oder
anderen Unterscheidungszeichen eines Mitbewerbers ver-
letzt nicht das Ausschließlichkeitsrecht Dritter, wenn sie
unter Beachtung der in dieser Richtlinie aufgestellten
Bedingungen erfolgt und nur eine Unterscheidung
bezweckt, durch die Unterschiede objektiv herausgestellt
werden sollen.

(16) Personen oder Organisationen, die nach dem nationalen
Recht ein berechtigtes Interesse an der Angelegenheit
haben, sollten die Möglichkeit besitzen, vor Gericht oder
bei einer Verwaltungsbehörde, die über Beschwerden ent-
scheiden oder geeignete gerichtliche Schritte einleiten
kann, gegen irreführende und unzulässige vergleichende
Werbung vorzugehen.

(17) Die Gerichte oder Verwaltungsbehörden sollten die Befug-
nis haben, die Einstellung einer irreführenden oder einer
unzulässigen vergleichenden Werbung anzuordnen oder
zu erwirken. In bestimmten Fällen kann es zweckmäßig
sein, irreführende und unzulässige vergleichende Werbung
zu untersagen, noch ehe sie veröffentlicht worden ist. Das
bedeutet jedoch nicht, dass die Mitgliedstaaten verpflich-
tet sind, eine Regelung einzuführen, die eine systemati-
sche Vorabkontrolle der Werbung vorsieht.

(18) Freiwillige Kontrollen, die durch Einrichtungen der Selbst-
verwaltung zur Unterbindung irreführender und unzuläs-
siger vergleichender Werbung durchgeführt werden,
können die Einleitung eines Verwaltungs- oder Gerichts-
verfahrens entbehrlich machen und sollten deshalb geför-
dert werden.

(19) Zwar wird die Beweislast vom nationalen Recht bestimmt,
die Gerichte und Verwaltungsbehörden sollten aber in die
Lage versetzt werden, von Gewerbetreibenden zu verlan-
gen, den Beweis für die Richtigkeit der von ihnen behaup-
teten Tatsachen zu erbringen.

(20) Die Regelung der vergleichenden Werbung ist für das rei-
bungslose Funktionieren des Binnenmarktes erforderlich,
und eine Aktion auf Gemeinschaftsebene ist daher not-
wendig. Eine Richtlinie ist das geeignete Instrument, da sie
einheitliche allgemeine Prinzipien festlegt, es aber den Mit-
gliedstaaten überlässt, die Form und die geeignete Methode
zu wählen, um diese Ziele zu erreichen. Sie entspricht dem
Subsidiaritätsprinzip.

(21) Die vorliegende Richtlinie sollte die Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang I Teil B genann-
ten Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richtli-
nien in innerstaatliches Recht und für die Anwendung
dieser Richtlinien unberührt lassen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Zweck dieser Richtlinie ist der Schutz von Gewerbetreibenden
vor irreführender Werbung und deren unlauteren Auswirkungen
sowie die Festlegung der Bedingungen für zulässige vergleichende
Werbung.

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet

a) „Werbung“ jede Äußerung bei der Ausübung eines Handels,
Gewerbes, Handwerks oder freien Berufs mit dem Ziel, den
Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistun-
gen, einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und Ver-
pflichtungen, zu fördern;

b) „irreführende Werbung“ jede Werbung, die in irgendeiner
Weise — einschließlich ihrer Aufmachung — die Personen,
an die sie sich richtet oder die von ihr erreicht werden,
täuscht oder zu täuschen geeignet ist und die infolge der ihr
innewohnenden Täuschung ihr wirtschaftliches Verhalten
beeinflussen kann oder aus diesen Gründen einen Mitbewer-
ber schädigt oder zu schädigen geeignet ist;

c) „vergleichende Werbung“ jede Werbung, die unmittelbar
oder mittelbar einen Mitbewerber oder die Erzeugnisse oder
Dienstleistungen, die von einem Mitbewerber angeboten
werden, erkennbar macht;

d) „Gewerbetreibender“ jede natürliche oder juristische Person,
die im Rahmen ihrer gewerblichen, handwerklichen oder
beruflichen Tätigkeit handelt, und jede Person, die im Namen
oder Auftrag des Gewerbetreibenden handelt;

(1) ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12.
(2) ABl. L 40 vom 11.2.1989, S. 1. Geändert durch den Beschluss
92/10/EWG (ABl. L 6 vom 11.1.1992, S. 35).
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e) „Urheber eines Kodex“ jede Rechtspersönlichkeit, einschließ-
lich einzelner Gewerbetreibender oder Gruppen von Gewer-
betreibenden, die für die Formulierung und Überarbeitung
eines Verhaltenskodex und/oder für die Überwachung der
Einhaltung dieses Kodex durch alle diejenigen, die sich dar-
auf verpflichtet haben, zuständig ist.

Artikel 3

Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Werbung irreführend ist,
sind alle ihre Bestandteile zu berücksichtigen, insbesondere in ihr
enthaltene Angaben über:

a) die Merkmale der Waren oder Dienstleistungen wie Verfüg-
barkeit, Art, Ausführung, Zusammensetzung, Verfahren und
Zeitpunkt der Herstellung oder Erbringung, die Zweck-
tauglichkeit, Verwendungsmöglichkeit, Menge, Beschaffen-
heit, die geographische oder kommerzielle Herkunft oder die
von der Verwendung zu erwartenden Ergebnisse oder die
Ergebnisse und wesentlichen Bestandteile von Tests der
Waren oder Dienstleistungen;

b) den Preis oder die Art und Weise, in der er berechnet wird,
und die Bedingungen unter denen die Waren geliefert oder
die Dienstleistungen erbracht werden;

c) die Art, die Eigenschaften und die Rechte des Werbenden,
wie seine Identität und sein Vermögen, seine Befähigungen
und seine gewerblichen, kommerziellen oder geistigen
Eigentumsrechte oder seine Auszeichnungen oder Ehrungen.

Artikel 4

Vergleichende Werbung gilt, was den Vergleich anbelangt, als
zulässig, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) Sie ist nicht irreführend im Sinne der Artikel 2 Buchstabe b,
Artikel 3 und Artikel 8 Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie
oder im Sinne der Artikel 6 und 7 der Richtlinie 2005/29/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai
2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarkt-
internen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Ver-
brauchern (Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken) (1);

b) sie vergleicht Waren oder Dienstleistungen für den gleichen
Bedarf oder dieselbe Zweckbestimmung;

c) sie vergleicht objektiv eine oder mehrere wesentliche, rele-
vante, nachprüfbare und typische Eigenschaften dieser
Waren und Dienstleistungen, zu denen auch der Preis gehö-
ren kann;

d) durch sie werden weder die Marken, die Handelsnamen oder
andere Unterscheidungszeichen noch die Waren, die Dienst-
leistungen, die Tätigkeiten oder die Verhältnisse eines Mitbe-
werbers herabgesetzt oder verunglimpft;

e) bei Waren mit Ursprungsbezeichnung bezieht sie sich in
jedem Fall auf Waren mit der gleichen Bezeichnung;

f) sie nutzt den Ruf einer Marke, eines Handelsnamens oder
anderer Unterscheidungszeichen eines Mitbewerbers oder der
Ursprungsbezeichnung von Konkurrenzerzeugnissen nicht
in unlauterer Weise aus;

g) sie stellt nicht eine Ware oder eine Dienstleistung als Imita-
tion oder Nachahmung einer Ware oder Dienstleistung mit
geschützter Marke oder geschütztem Handelsnamen dar;

h) sie begründet keine Verwechslungsgefahr bei den Gewerbe-
treibenden, zwischen dem Werbenden und einem Mitbewer-
ber oder zwischen den Warenzeichen, Warennamen,
sonstigen Kennzeichen, Waren oder Dienstleistungen des
Werbenden und denen eines Mitbewerbers.

Artikel 5

(1) Die Mitgliedstaaten stellen im Interesse der Gewerbetrei-
benden und ihrer Mitbewerber sicher, dass geeignete und wirk-
same Mittel zur Bekämpfung der irreführenden Werbung
vorhanden sind, und gewährleisten die Einhaltung der Bestim-
mungen über vergleichende Werbung.

Diese Mittel umfassen Rechtsvorschriften, die es den Personen
oder Organisationen, die nach dem nationalen Recht ein berech-
tigtes Interesse am Verbot irreführender Werbung oder an der
Regelung vergleichender Werbung haben, gestatten,

a) gerichtlich gegen eine solche Werbung vorzugehen

oder

b) eine solche Werbung vor eine Verwaltungsbehörde zu brin-
gen, die zuständig ist, über Beschwerden zu entscheiden oder
geeignete gerichtliche Schritte einzuleiten.

(2) Es obliegt jedem Mitgliedstaat zu entscheiden, welches der
in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Mittel gegeben sein soll
und ob das Gericht oder die Verwaltungsbehörden ermächtigt
werden sollen, vorab die Durchführung eines Verfahrens vor
anderen bestehenden Einrichtungen zur Regelung von Beschwer-
den, einschließlich der in Artikel 6 genannten Einrichtungen, zu
verlangen.

Es obliegt jedem Mitgliedstaat zu entscheiden,

a) ob sich diese Rechtsbehelfe getrennt oder gemeinsam gegen
mehrere Gewerbetreibende desselben Wirtschaftssektors
richten können

und

b) ob sich diese Rechtsbehelfe gegen den Urheber eines
Verhaltenskodex richten können, wenn der betreffende
Kodex der Nichteinhaltung rechtlicher Vorschriften Vor-
schub leistet.(1) ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22.
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(3) Im Rahmen der in den Absätzen 1 und 2 genannten Vor-
schriften übertragen die Mitgliedstaaten den Gerichten oder
Verwaltungsbehörden Befugnisse, die sie ermächtigen, in Fällen,
in denen sie diese Maßnahmen unter Berücksichtigung aller
betroffenen Interessen und insbesondere des Allgemeininteresses
für erforderlich halten,

a) die Einstellung einer irreführenden oder unzulässigen ver-
gleichenden Werbung anzuordnen oder geeignete gerichtli-
che Schritte zur Veranlassung der Einstellung dieser
Werbung einzuleiten,

oder

b) sofern eine irreführende oder unzulässige vergleichende Wer-
bung noch nicht veröffentlicht ist, die Veröffentlichung aber
bevorsteht, die Veröffentlichung zu verbieten oder geeignete
gerichtliche Schritte einzuleiten, um das Verbot dieser Ver-
öffentlichung anzuordnen.

Unterabsatz 1 soll auch angewandt werden, wenn kein Beweis
eines tatsächlichen Verlustes oder Schadens oder der Absicht oder
Fahrlässigkeit seitens des Werbenden erbracht wird.

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die in Unterabsatz 1 bezeich-
neten Maßnahmen nach ihrem Ermessen im Rahmen eines
beschleunigten Verfahrens entweder mit vorläufiger oder mit
endgültiger Wirkung getroffen werden.

(4) Die Mitgliedstaaten können den Gerichten oder
Verwaltungsbehörden Befugnisse übertragen, die es diesen gestat-
ten, zur Ausräumung der fortdauernden Wirkung einer irrefüh-
renden oder unzulässigen vergleichenden Werbung, deren
Einstellung durch eine rechtskräftige Entscheidung angeordnet
worden ist,

a) die Veröffentlichung dieser Entscheidung ganz oder auszugs-
weise und in der von ihnen für angemessen erachteten Form
zu verlangen;

b) außerdem die Veröffentlichung einer berichtigenden Erklä-
rung zu verlangen.

(5) Die in Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe b genannten
Verwaltungsbehörden müssen

a) so zusammengesetzt sein, dass ihre Unparteilichkeit nicht in
Zweifel gezogen werden kann;

b) ausreichende Befugnisse haben, die Einhaltung ihrer Ent-
scheidungen wirksam zu überwachen und durchzusetzen,
sofern sie über die Beschwerden entscheiden;

c) in der Regel ihre Entscheidungen begründen.

(6) Werden die in den Absätzen 3 und 4 genannten Befug-
nisse ausschließlich von einer Verwaltungsbehörde ausgeübt, sind
die Entscheidungen stets zu begründen. In diesem Fall sind Ver-
fahren vorzusehen, in denen eine fehlerhafte oder unsachgemäße
Ausübung der Befugnisse durch die Verwaltungsbehörde oder
eine ungerechtfertigte oder unsachgemäße Unterlassung, diese
Befugnisse auszuüben, von den Gerichten überprüft werden kann.

Artikel 6

Diese Richtlinie schließt die freiwillige Kontrolle irreführender
oder vergleichender Werbung durch Einrichtungen der Selbstver-
waltung oder die Inanspruchnahme dieser Einrichtungen durch
die in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Personen oder
Organisationen nicht aus, unter der Bedingung, dass entspre-
chende Verfahren vor solchen Einrichtungen zusätzlich zu den
in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Gerichts- oder
Verwaltungsverfahren zur Verfügung stehen. Die Mitgliedstaaten
können diese freiwillige Kontrolle fördern.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten übertragen den Gerichten oder Verwaltungs-
behörden Befugnisse, die sie ermächtigen, in den in Artikel 5
genannten Verfahren vor den Zivilgerichten oder
Verwaltungsbehörden

a) vom Werbenden Beweise für die Richtigkeit von in der Wer-
bung enthaltenen Tatsachenbehauptungen zu verlangen,
wenn ein solches Verlangen unter Berücksichtigung der
berechtigten Interessen des Werbenden und anderer
Verfahrensbeteiligter im Hinblick auf die Umstände des Ein-
zelfalls angemessen erscheint, und bei vergleichender Wer-
bung vom Werbenden zu verlangen, die entsprechenden
Beweise kurzfristig vorzulegen,

sowie

b) Tatsachenbehauptungen als unrichtig anzusehen, wenn der
gemäß Buchstabe a verlangte Beweis nicht angetreten wird
oder wenn er von dem Gericht oder der Verwaltungs-
behörde für unzureichend erachtet wird.

Artikel 8

(1) Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran,
Bestimmungen aufrechtzuerhalten oder zu erlassen, die bei irre-
führender Werbung einen weiterreichenden Schutz der Gewerbe-
treibenden und Mitbewerber vorsehen.

Unterabsatz 1 gilt nicht für vergleichende Werbung, soweit es
sich um den Vergleich handelt.

(2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft, die auf die Werbung für bestimmte Waren
und/oder Dienstleistungen anwendbar sind, sowie unbeschadet
der Beschränkungen oder Verbote für die Werbung in bestimm-
ten Medien.
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(3) Aus den die vergleichende Werbung betreffenden Bestim-
mungen dieser Richtlinie ergibt sich keine Verpflichtung für die-
jenigen Mitgliedstaaten, die unter Einhaltung der Vorschriften des
Vertrags ein Werbeverbot für bestimmte Waren oder Dienstleis-
tungen aufrechterhalten oder einführen, vergleichende Werbung
für diese Waren oder Dienstleistungen zuzulassen; dies gilt
sowohl für unmittelbar ausgesprochene Verbote als auch für Ver-
bote durch eine Einrichtung oder Organisation, die gemäß den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats für die Regelung eines Han-
dels, Gewerbes, Handwerks oder freien Berufs zuständig ist. Sind
diese Verbote auf bestimmte Medien beschränkt, so gilt diese
Richtlinie für diejenigen Medien, die nicht unter diese Verbote
fallen.

(4) Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran,
unter Einhaltung der Bestimmungen des Vertrags Verbote oder
Beschränkungen für die Verwendung von Vergleichen in der
Werbung für Dienstleistungen freier Berufe aufrechtzuerhalten
oder einzuführen, und zwar unabhängig davon, ob diese Ver-
bote oder Beschränkungen unmittelbar auferlegt oder von einer
Einrichtung oder Organisation verfügt werden, die nach dem
Recht der Mitgliedstaaten für die Regelung der Ausübung einer
beruflichen Tätigkeit zuständig ist.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 10

Die Richtlinie 84/450/EWG wird unbeschadet der Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang I Teil B
genannten Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richt-
linien in innerstaatliches Recht und für die Anwendung dieser
Richtlinien aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei-
sungen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe der
Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.

Artikel 11

Diese Richtlinie tritt am 12. Dezember 2007 in Kraft.

Artikel 12

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 12. Dezember 2006.

In Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. PEKKARINEN
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ANHANG I

TEIL A

Aufgehobene Richtlinie mit ihren nachfolgenden Änderungen

Richtlinie 84/450/EWG des Rates

(ABl. L 250 vom 19.9.1984, S. 17)

Richtlinie 97/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates

(ABl. L 290 vom 23.10.1997, S. 18)

Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates

(ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22)

nur Artikel 14

TEIL B

Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht und Anwendungsfristen

(gemäß Artikel 10)

Richtlinie Umsetzungsfrist Anpassungsdatum

84/450/EWG 1. Oktober 1986 —

97/55/EG 23. April 2000 —

2005/29/EG 12. Juni 2007 12. Dezember 2007
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ANHANG II

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Richtlinie 84/450/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 einleitende Worte Artikel 2 einleitende Worte

Artikel 2 Nummer 1 Artikel 2 Buchstabe a)

Artikel 2 Nummer 2 Artikel 2 Buchstabe b)

Artikel 2 Nummer 2a Artikel 2 Buchstabe c)

Artikel 2 Nummer 3 Artikel 2 Buchstabe d)

Artikel 2 Nummer 4 Artikel 2 Buchstabe e)

Artikel 3 Artikel 3

Artikel 3a Absatz 1 Artikel 4

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1
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